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1. Instanz

Aktenzeichen S 17 KR 202/05
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2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Die Berufung wird zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob die Beklagte verpflichtet ist, der KlÃ¤gerin
die Fahrkosten zur ambulanten Kontrolluntersuchung nach einer
Nierentransplantation am 14.04.2005 in die UniversitÃ¤tsklinik â�¦ zu erstatten. Bei
der 1946 geborenen und bei der Beklagten gesetzlich versicherten KlÃ¤gerin wurde
am 1994 eine Nierentransplantation durchgefÃ¼hrt. Die Operation erfolgte in der
UniversitÃ¤tsklinik â�¦ Um die Gefahr einer AbstoÃ�ung der transplantierten Niere
zu minimieren wurde eine Immunsuppressions-Therapie nach der erfolgreich
verlaufenen Operation notwendig. Zur Therapiesteuerung und zur FrÃ¼herkennung
von VerÃ¤nderung im transplantierten Organ nahm und nimmt die KlÃ¤gerin
vierteljÃ¤hrlich an Kontrolluntersuchungen in der Transplantationsambulanz der
UniversitÃ¤tsklinik und Poliklinik fÃ¼r Urologie der UniversitÃ¤t teil. Mit Schreiben
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vom 22.03.2005 beantragte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten die Genehmigung von
Fahrtkosten zur ambulanten Behandlung am 14.04.2005. Sie reichte hierzu eine
Ã¤rztliche Verordnung von Dr â�¦ , Facharzt fÃ¼r Innere Medizin/ Nephrologie an
der â�¦ UniversitÃ¤t â�¦ , Medizinische FakultÃ¤t, Poliklinik fÃ¼r Urologie ein. Dieser
bescheinigte, dass ein vergleich-barer Ausnahmefall zur hochfrequenten
Behandlung aufgrund der Nierentransplantation und der immunsuppressiven
Therapie vorliegen wÃ¼rde. Die Vorstellung in der UniversitÃ¤tsklinik â�¦ sei
quartalsweise unbefristet erforderlich und die erhÃ¶hte Infektionsgefahr bei der
KlÃ¤gerin bedinge die BefÃ¶rderung mit einem Taxi. Mit Bescheid vom 29.03.2005
lehnte die Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin ab. Die Genehmigung der
FahrtkostenÃ¼bernahme wurde unter Hinweis auf die seit dem 01.01.2004 durch
das Gesundheitsmodernisierungsgesetz geÃ¤nderte Rechtslage verweigert.
Fahrtkosten zu einer ambulanten Behandlung seien nur noch ausnahmsweise eine
Leistung der gesetzlichen Krankenversicherung. Ausnahmen wÃ¼rden lediglich
anerkannt bei Fahrten zur Dialyse oder zur Chemo- bzw. Strahlentherapie oder
wenn ein Schwerbehindertenausweis mit den Merkzeichen "aG", "Bl" oder "H"
nachgewiesen werden kÃ¶nne. Diese sei jedoch vorliegend nicht gegeben. Am
14.04.2005 erfolgte die Kontrolluntersuchung der KlÃ¤gerin im
UniversitÃ¤tsklinikum , Poliklinik fÃ¼r Urologie. Die KlÃ¤gerin nutzte fÃ¼r die Hin-
und RÃ¼ckfahrt von â�¦ nach â�¦ ein Taxiunternehmen. Die Kosten fÃ¼r die Fahrt
beliefen sich auf 129,50 EUR und wurden der KlÃ¤gerin von der in Rechnung
gestellt. Die Rechnung vom 03.05.2005 erhÃ¤lt dabei die Angabe, dass die Fahrt
am 14.05.2005 stattgefunden hat. Mit Schreiben vom 18.05.2005 â�� bei der
Beklagten am 23.05.2005 eingegangen â�� beantragte die KlÃ¤gerin sinngemÃ¤Ã�
die Ã�berprÃ¼fung der Ablehnung ihres Antrages auf FahrtkostenÃ¼bernahme.
Weiterhin ging am 17.05.2005 der Beklagten ein Schreiben der behandelnden
Ã�rzte des Transplantationszentrums des UniversitÃ¤tsklinikums / Poliklinik fÃ¼r
Urologie zu. Prof. Dr , Dr â�¦ und Dr â�¦ fÃ¼hrten darin aus, dass eine
regelmÃ¤Ã�ige Kontrolluntersuchung zur Steuerung der Immunsuppressions-
Therapie und zur FrÃ¼herkennung von VerÃ¤nderungen im Transplantat
erforderlich sei. Diese Untersuchungen seien nur durch erfahrene
Transplantationsmediziner sinnvoll mÃ¶glich (Langzeit-Management), sie wÃ¼rden
Ã¼ber eine gewÃ¶hnliche Blutabnahme, die in einer Arztpraxis mÃ¶glich wÃ¤re,
deutlich hinausgehen. Weiterhin wird die Beklagte dazu aufgefordert, im Rahmen
einer Einzelfallentscheidung der KlÃ¤gerin die Fahrtkosten zu bewilligen.
Insbesondere seien die finanziellen Aspekte bei Patienten wie der KlÃ¤gerin zu
berÃ¼cksichtigen, die eine geringe Rente oder Sozialleistungen beziehen und die
die Fahrtkosten daher nicht aufbringen kÃ¶nnten. Mit Schreiben vom 25.05.2005
nahm der Medizinische Dienst der Krankenkassen auf Anfrage der Beklagten zur
Ã�bernahmefÃ¤higkeit der Fahrtkosten zu den vierteljÃ¤hrlichen
Kontrolluntersuchungen Stellung. Hierbei wird ausgefÃ¼hrt, dass bei
Kontrolluntersuchungen durch Transplantationsmediziner die Voraussetzungen des
Â§ 8 der Krankentransport-Richtlinien nicht erfÃ¼llt seien. Der gegen den Bescheid
vom 29.03.2005 am 23.05.2005 eingelegte Widerspruch wurde mit
Widerspruchsbescheid vom 05.07.2005 durch die Beklagte als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte gab nochmals an, dass die Voraussetzungen der
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die Fahrt zu einer ambulanten Behandlung nicht gegeben
seien. GemÃ¤Ã� Â§ 60 Abs. 1 des Sozialgesetzbuchs (SGB) FÃ¼nftes Buch (V) â��
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Gesetzliche Krankenversicherung â�� in Verbindung mit den Richtlinien des
Gemeinsamen Bundesausschusses Ã¼ber die Verordnung von Krankenfahrten,
Krankentransportleistungen und Rettungsfahrten nach Â§ 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 12
SGB V (Krankentransport-Richtlinien â�� KrTrRL) komme eine Ã�bernahme von
Fahrt- und Krankentransportkosten nur noch in besonderen AusnahmefÃ¤llen bei
zwingender medizinischer Notwendigkeit in Betracht. Ein besonderer Ausnahmefall
im Sinne der Krankentransport-Richtlinien sei nicht gegeben. Weder kÃ¶nne von
einer hohen Behandlungsfrequenz â�� wie bei der Dialyse â�� noch von einer
dauerhaften MobilitÃ¤tseinschrÃ¤nkung (z. B. Pflegestufe II oder
Schwerbehindertenausweis mit Merkzeichen "aG" oder vergleichbar) ausgegangen
werden. Eine Behandlungsfrequenz sei erst dann als hÃ¤ufig anzusehen, wenn die
Behandlung und damit die Fahrten mindestens 2 x je Woche Ã¼ber einen Zeitraum
von 6 Monaten anfallen wÃ¼rden. Weiterhin erlÃ¤uterte die Beklagte, dass anhand
der vorliegenden Unterlagen die quartalsweisen Kontrolluntersuchungen auch nach
ihrer Ansicht erforderlich seien, eine Ã�bernahme der Fahrtkosten sei gleichwohl
nicht mÃ¶glich. Das Gesundheitsmodernisierungsgesetz habe die MÃ¶glichkeiten
der Krankenkassen sehr stark eingeschrÃ¤nkt, Fahrtkosten der Versicherten zu
ambulanten Untersuchungen zu tragen. Am 25.07.2007 ging bei der Beklagten
nochmals die Ã¤rztliche Verordnung von Dr. ein. Hier war ergÃ¤nzend angemerkt,
dass die ambulante Behandlung zur Vermeidung eines stationÃ¤ren Aufenthaltes
erfolge. Gegen den Widerspruchsbescheid vom 05.07.2005 erhob die
ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin Klage zum Sozialgericht Halle am
01.08.2005. Die ProzessbevollmÃ¤chtigte trÃ¤gt vor, die Kontrolluntersuchungen
seien nur im UniversitÃ¤tsklinikum â�¦ mÃ¶glich, so dass quartalsweise Fahrtkosten
anfallen wÃ¼rden, die durch die KlÃ¤gerin aufgrund deren finanziellen Lage nicht
getragen werden kÃ¶nnten. Die KlÃ¤gerin besitze zwar ein eigenes Kraftfahrzeug,
kÃ¶nne damit aber die lange Strecke bis nach nicht sicher bewÃ¤ltigen. Sie sei
vielmehr auf ein Taxi angewiesen, da in Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln die
Ansteckungsgefahr und damit die Gefahr der AbstoÃ�ung der transplantierten Niere
zu hoch sei. Die Fahrtkosten seien durch die Beklagte zu Ã¼bernehmen, da sowohl
eine BeeintrÃ¤chtigung der MobilitÃ¤t als auch eine hohe Behandlungsfrequenz im
Sinne der Krankentransportrichtlinie gegeben sei. DarÃ¼ber hinaus liege eine Fahrt
zur nachstationÃ¤ren Behandlung vor, so dass auch aus diesem Grund die
Fahrtkosten erstattungsfÃ¤hig seien. Die Beteiligten haben in der Ã¶ffentlichen
Sitzung am 01.08.2007 angegeben, dass vorliegend allein die Kostenerstattung
fÃ¼r die Fahrt am 14.05.2005 Streitgegenstand sein soll. Hinsichtlich der Fahrten
zu weiteren spÃ¤ter erfolgten Kontrolluntersuchungen (quartalsweise) ruhe das
jeweilige Verwaltungsverfahren bis zu einer rechtskrÃ¤ftigen Entscheidung in
vorliegen-dem Rechtsstreit. Die KlÃ¤gerin beantragt daher zuletzt, unter Aufhebung
des Bescheides der Beklagten vom 29.03.2005 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 05.07.2005 wird die Beklagte verurteilt, der KlÃ¤gerin
fÃ¼r die am 14.05.2005 durchgefÃ¼hrte Fahrt von â�¦ nach â�¦ zur
Kontrolluntersuchung in der UniversitÃ¤tsklinik Kosten in HÃ¶he von 129,50 EUR zu
erstatten. Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen. Sie verweist im
wesentlichen auf die BegrÃ¼ndung im Widerspruchsbescheid. Es liege kein
Ausnahmefall im Sinne der Krankentransport-Richtlinien vor, so dass die Fahrt zur
ambulanten Behandlung nicht erstattet werden kÃ¶nne. Weiterhin liege auch keine
nachstationÃ¤re Behandlung vor, so dass eine Ã�bernahme der Fahrtkosten
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aufgrund der Vermeidung einer stationÃ¤ren Aufnahme nicht einschlÃ¤gig sei. Im
Ergebnis sei die Beklagte durch die geltende Rechtslage seit dem 01.01.2004
gehindert, die Fahrtkosten zur ambulanten Kontrolluntersuchung zu Ã¼bernehmen.
Das Gericht hat Befundberichte von Dr â�¦, â�¦ UniversitÃ¤t â�¦ , Medizinische
FakultÃ¤t, Poliklinik fÃ¼r Urologie, und Prof. Dr â�¦ , â�¦ UniversitÃ¤t â�¦ ,
Medizinische FakultÃ¤t, Poliklinik fÃ¼r Innere Medizin III eingeholt. Dr â�¦ gab in
seinem Befundbericht vom 12.06.2006 an, dass neben einem Zustand nach
Nierentransplantation 1994 und Behandlung wegen einer TransplantatabstoÃ�ung
im MÃ¤rz 2005 bei der KlÃ¤gerin eine EinschrÃ¤nkung der Transplantatfunktion im
Sinne einer chronischen Niereninsuffizienz III vorliegen wÃ¼rde. Weiterhin
diagnostizierte er eine arterielle Hypertonie und eine HyperurikÃ¤mie. Die letzte
stationÃ¤re Behandlung wegen des Verdachts der TransplantatabstoÃ�ung fand
vom 28.02.2005 bis 07.03.2005 statt. Wei-terhin wurden dem Gericht die
Ergebnisse der Laboruntersuchungen sowie Ultraschalluntersuchungen wÃ¤hrend
der regelmÃ¤Ã�igen Kontrolluntersuchungen Ã¼bermittelt. Daraus ergibt sich, dass
Kontrolluntersuchungen insbesondere am 14.04.2005, 10.08.2005 und 01.12.2005
durchgefÃ¼hrt wurden. Der Befundbericht von Prof. Dr â�¦ vom 31.01.2007
enthÃ¤lt Angaben Ã¼ber die Behandlungen vor und nach der
Nierentransplantation, sowie die Untersuchungen und Behandlungen im Februar
2005 zum Zeitpunkt der stationÃ¤ren Aufnahme in der UniversitÃ¤tsklinik wegen
des Verdachts der TransplantatabstoÃ�ung. Wegen der weiteren Einzelheiten und
den VortrÃ¤gen der Beteiligten wird auf den Inhalt der gerichtlichen Verfahrensakte
und auf die beigezogene Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen, die Gegenstand
der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig. Die etwaige VersÃ¤umung der Widerspruchsfrist nach Â§ 84
Abs. 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG)durch die KlÃ¤gerin â��
Ablehnungsbescheid vom 29.03.205 und Widerspruch eingegangen am 23.05.2005
â�� ist durch das Gericht nicht zu prÃ¼fen. Die Beklagte hat vorliegend im
Widerspruchsbescheid in der Sache entscheiden und den Widerspruch nicht wegen
des etwaigen FristversÃ¤umnisses als unzulÃ¤ssig abgewiesen. Das
FristversÃ¤umnis wird in einem solchen Fall geheilt und im weiteren Verfahren
kommt es auf die ZulÃ¤ssigkeit des Widerspruches nicht mehr an
(Bundessozialgericht, Urteil vom 12.10.1979, Az.: 12 RK 19/78, BSGE 49, 85, 87;
Meyer-Ladewig, Sozialgerichtsgesetz, 8. Auflage, 2005, Â§ 84, Rn. 7). Die Klage ist
jedoch unbegrÃ¼ndet. Das Gericht legt dabei den Antrag der KlÃ¤gerin nach Â§ 123
SGG dahingehend aus, dass die Kostenerstattung fÃ¼r die Fahrt von â�¦ nach â�¦
am 14.04.2005 und nicht am 14.05.2005 begehrt wird. Nur am 14.04.2005 fand
eine Kontrolluntersuchung im UniversitÃ¤tsklinikum ausweislich der zur
VerfÃ¼gung gestellten Patientenunterlagen statt, so dass davon ausgegangen wird,
dass die Rechnung der aufgrund eines Schreibfehlers ein falsches Datum enthÃ¤lt
und die KlÃ¤gerin dieses in ihren Klageantrag Ã¼bernommen hat. Der
angefochtene Bescheid vom 29.03.2005 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 05.07.2005 ist rechtmÃ¤Ã�ig. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf
Erstattung der Kosten fÃ¼r die am 14.04.2005 durchgefÃ¼hrten Fahrt von â�¦ nach
â�¦ zur Kontrolluntersuchung in der UniversitÃ¤tsklinik, Poliklinik fÃ¼r Urologie in
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HÃ¶he von 129,50 EUR. 1. Als mÃ¶gliche Anspruchsgrundlage fÃ¼r die
Kostenerstattung kommt nur Â§ 13 Abs. 3 Satz 1 Alt. 2 des FÃ¼nften Buches des
Sozialgesetzbuches (SGB V) in Betracht. Danach hat die Krankenkasse, wenn sie
eine Leistung zu Unrecht abgelehnt hat und dadurch Versicherten fÃ¼r die
selbstbeschaffte Leistung Kosten entstanden sind, diese in der entstandenen HÃ¶he
zu erstatten, soweit die Leistung notwendig war. Die Voraussetzungen dieses
Anspruchs sind nicht erfÃ¼llt, weil die Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin auf
Ã�bernahme der Fahrtosten bzw. Erteilung einer Genehmigung fÃ¼r den
Krankentransport zur ambulanten Behandlung entsprechend den gesetzlichen
Regelungen (Â§ 60 Abs. 1 und 2 SGB V) zurecht abgelehnt hat. a) Das Gesetz zur
Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV â��
Modernisierungsgesetz â�� GMG) hat die bisherige Regelung, nach der die
Krankenkasse die Kosten fÃ¼r Fahrten zu ambulanten Behandlungen zu
Ã¼bernehmen hatte, auÃ�er Kraft gesetzt. Nach Â§ 60 Abs. 1 Satz 3 SGB V
Ã¼bernimmt die Krankenkasse ab 01.01.2004 Fahrkosten zu einer ambulanten
Behandlung unter Abzug des sich nach Â§ 61 Satz 1 SGB V ergebenden Betrages
nur nach vorheriger Genehmigung in besonderen AusnahmefÃ¤llen, die der
Gemeinsame Bundesausschuss der Ã�rzte und Krankenkassen in den Richtlinien
nach Â§ 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 12 SGB V mit Ver-bindlichkeit auch fÃ¼r die
Versicherten (Â§ 91 Abs. 9 SGB V) festgelegt hat. Nach Â§ 8 der entsprechenden
Kran-kentransport-Richtlinien â�� KrTrRL â�� kÃ¶nnen auch Fahrten zur
ambulanten Behandlung bei zwingender medizinischer Notwendigkeit von der
Krankenkasse Ã¼bernommen und vom Vertragsarzt verordnet werden. Sie
bedÃ¼rfen der vorherigen Genehmigung durch die Krankenkasse. Voraussetzungen
fÃ¼r eine Verordnung und eine Genehmigung sind, dass der Patient mit einem
durch die Grunderkrankung vorgegebenen Therapieschema behandelt wird, das
eine hohe Behandlungsfrequenz Ã¼ber einen lÃ¤ngeren Zeitraum aufweist, und
â�� dass diese Behandlung oder der zu dieser Behandlung fÃ¼hrende
Krankheitsverlauf den Patienten in einer Weise beeintrÃ¤chtigt, dass eine
BefÃ¶rderung zur Vermeidung von Schaden an Leib und Leben unerlÃ¤sslich ist.
Diese Voraussetzungen sind in den in Anlage 2 dieser Richtlinien genannten
AusnahmefÃ¤llen (Dialysebehandlung, onkologische Strahlentherapie, onkologische
Chemotherapie) in der Regel erfÃ¼llt. Diese Liste ist nicht abschlieÃ�end. Daneben
kann die Fahrt zur ambulanten Behandlung fÃ¼r Versicherte verordnet und
genehmigt werden, die einen Schwer-behindertenausweis mit dem Merkzeichen
"aG", "Bl" oder "H" oder einen Einstufungsbescheid gemÃ¤Ã� dem Elften Buch des
Sozialgesetzbuches â�� Soziale Pflegeversicherung â�� in die Pflegestufen II oder III
bei der Verordnung vorlegen (Â§ 8 Abs. 3 Satz 1 KrTrRL). Die Krankenkassen
genehmigen auf Ã¤rztliche Verordnung Fahrten zur ambulanten Behandlung von
Versicherten, die keinen Nachweis nach Satz 1 besitzen, wenn diese von einer den
Kriterien von Satz 1 vergleichbaren BeeintrÃ¤chtigung der MobilitÃ¤t betroffen sind
und einer ambulanten Behandlung Ã¼ber einen lÃ¤ngeren Zeitraum bedÃ¼rfen (Â§
8 Abs. 3 Satz 2 KrTrRL).

Die Krankentransport-Richtlinien verstoÃ�en als konkretisierende Regelungen des
gesetzlichen Anspruchs nach Â§ 60 Abs. 1 Satz 3 SGB V nicht gegen hÃ¶herrangiges
Recht und sind verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden (vgl. Bundessozialge-
richt, Urteil vom 26.09.2006, Az â�¦ B 1 KR 20/05 R, SozR 4-2500 Â§ 60 Nr. 1;
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Landessozialgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 17.08.2006, Az.: L 5 KR 65/06, zit.
nach juris). Beide alternativen Voraussetzungen dieser Regelungen der
Krankentransport-Richtlinien (Â§ 8 Abs. 2 oder 3) sind bei der KlÃ¤gerin nicht
erfÃ¼llt. Zwar liegt die in Â§ 2 Abs. 1 und 2 KrTrRL vorausgesetzte
vertragsÃ¤rztliche Verordnung vor, doch fehlt es an einem Ausnahmefall nach Â§ 8
Abs. 2 oder Abs. 3 der genannten Richtlinien. Dass die Voraussetzungen des Â§ 8
Abs. 3 KrTrRL nicht erfÃ¼llt sind, hat die Beklagte mit zutreffender BegrÃ¼ndung
dargelegt. Die KlÃ¤gerin erhÃ¤lt weder Leistungen der Pflegestufe II o- der III, noch
liegt ein Schwerbehindertenausweis mit den Merkzeichen "aG", "Bl" oder "H" vor. Es
ist auch kein vergleichbarer Fall einer MobilitÃ¤tseinschrÃ¤nkung gegeben. Dies ist
seitens der KlÃ¤gerin auch nicht ernsthaft behauptet worden, noch aus den
vorliegenden medizinischen Unterlagen ersichtlich. Die von der KlÃ¤gerin
dargelegte Angewiesenheit auf ein BefÃ¶rderungsmittel zur Kontrolluntersuchung
ist keine Mobili-tÃ¤tseinschrÃ¤nkung im Sinne der von den Krankentransport-
Richtlinien vorausgesetzten EinschrÃ¤nkung der Geh- bzw. WegefÃ¤higkeit. Die
Frage, ob die KlÃ¤gerin ihren eigenen PKW nicht nutzen kann oder andere
Ã¶ffentliche Verkehrsmittel wegen der erhÃ¶hten Infektionsgefahr zu meiden hat,
ist nicht im Rahmen des Â§ 8 Abs. 3 relevant, sondern vielmehr fÃ¼r die Alternative
in Â§ 8 Abs. 2 KrTrRL (" â�¦dass eine BefÃ¶rderung zur Vermeidung von Schaden an
Leib und Leben unerlÃ¤sslich ist") von Bedeutung. Die Voraussetzungen der
Alternative â�� hohe Behandlungsfrequenz â�� nach Â§ 8 Abs. 2 KrTrRL ist jedoch
ebenfalls nicht erfÃ¼llt. Die Kontrolluntersuchungen finden regelmÃ¤Ã�ig
quartalsweise statt, mithin viermal im Jahr, so dass bereits diese geringe Anzahl von
Untersuchungen pro Jahr gegen eine Anwendung des Â§ 8 Abs. 2 KrTrRL spricht.
Dies wird auch durch den Vergleich mit den ausdrÃ¼cklich in der Anlage 2 der
Krankentransport-Richtlinien genannten Behandlungen deutlich. Wenn die
Richtlinien davon ausgehen, dass Dialysebehandlungen sowie onkologische
Strahlen- und Chemotherapien in der Regel eine hohe Behandlungsfrequenz Ã¼ber
einen lÃ¤ngeren Zeitraum aufweisen, dann liegt es nahe, diesen un-bestimmten
Rechtsbegriff an den RegelverhÃ¤ltnissen bei den vorgenannten Therapien zu Die
Krankentransport-Richtlinien verstoÃ�en als konkretisierende Regelungen des
gesetzlichen Anspruchs nach Â§ 60 Abs. 1 Satz 3 SGB V nicht gegen hÃ¶herrangiges
Recht und sind verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden (vgl.
Bundessozialgericht, Urteil vom 26.09.2006, Az â�¦ B 1 KR 20/05 R, SozR 4-2500 Â§
60 Nr. 1; Landessozialgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 17.08.2006, Az.: L 5 KR
65/06, zit. nach juris). Beide alternativen Voraussetzungen dieser Regelungen der
Krankentransport-Richtlinien (Â§ 8 Abs. 2 oder 3) sind bei der KlÃ¤gerin nicht
erfÃ¼llt. Zwar liegt die in Â§ 2 Abs. 1 und 2 KrTrRL vorausgesetzte
vertragsÃ¤rztliche Verordnung vor, doch fehlt es an einem Aus-nahmefall nach Â§ 8
Abs. 2 oder Abs. 3 der genannten Richtlinien. Dass die Voraussetzungen des Â§ 8
Abs. 3 KrTrRL nicht erfÃ¼llt sind, hat die Beklagte mit zutreffender BegrÃ¼ndung
dargelegt. Die KlÃ¤gerin erhÃ¤lt weder Leistungen der Pflegestufe II o- der III, noch
liegt ein Schwerbehindertenausweis mit den Merkzeichen "aG", "Bl" oder "H" vor. Es
ist auch kein vergleichbarer Fall einer MobilitÃ¤tseinschrÃ¤nkung gegeben. Dies ist
seitens der KlÃ¤gerin auch nicht ernsthaft behauptet worden, noch aus den
vorliegenden medizinischen Unterlagen ersichtlich. Die von der KlÃ¤gerin
dargelegte Angewiesenheit auf ein BefÃ¶rderungsmittel zur Kontrolluntersuchung
ist keine MobilitÃ¤tseinschrÃ¤nkung im Sinne der von den Krankentransport-
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Richtlinien vorausgesetzten EinschrÃ¤nkung der Geh- bzw. We-gefÃ¤higkeit. Die
Frage, ob die KlÃ¤gerin ihren eigenen PKW nicht nutzen kann oder andere
Ã¶ffentliche Verkehrsmittel wegen der erhÃ¶hten Infektionsgefahr zu meiden hat,
ist nicht im Rahmen des Â§ 8 Abs. 3 relevant, sondern vielmehr fÃ¼r die Alternative
in Â§ 8 Abs. 2 KrTrRL (" â�¦dass eine BefÃ¶rderung zur Vermeidung von Schaden an
Leib und Leben unerlÃ¤sslich ist") von Bedeutung. Die Voraussetzungen der
Alternative â�� hohe Behandlungsfrequenz â�� nach Â§ 8 Abs. 2 KrTrRL ist jedoch
ebenfalls nicht erfÃ¼llt. Die Kontrolluntersuchungen finden regelmÃ¤Ã�ig
quartalsweise statt, mithin viermal im Jahr, so dass bereits diese geringe Anzahl von
Untersuchungen pro Jahr gegen eine Anwendung des Â§ 8 Abs. 2 KrTrRL spricht.
Dies wird auch durch den Vergleich mit den ausdrÃ¼cklich in der Anlage 2 der
Krankentransport-Richtlinien genannten Behandlungen deutlich. Wenn die
Richtlinien davon ausgehen, dass Dialysebehandlungen sowie onkologische
Strahlen- und Chemotherapien in der Regel eine hohe Behandlungsfrequenz Ã¼ber
einen lÃ¤ngeren Zeitraum aufweisen, dann liegt es nahe, diesen unbestimmten
Rechtsbegriff an den RegelverhÃ¤ltnissen bei den vorgenannten Therapien zu der
Antragstellerin, jedoch hÃ¤ufig weite Fahrten vom Wohnort zum
Transplantationszentrum und dies in der Regel Ã¼ber mehrere Jahre der
Nachbetreuung. Diese Situation kann bei der Auslegung des Â§ 8 Abs. 2 KrTrRL
nicht unberÃ¼cksichtigt bleiben. Deshalb sind an die HÃ¤ufigkeit der
Behandlungsfrequenz umso geringere Anforderungen zu stellen, je grÃ¶Ã�er die
Distanz zwischen Wohnort und notwendigem Behandlungsort und je lÃ¤nger der
Behand-lungszeitraum ist. " Das Sozialgericht Koblenz begrÃ¼ndet seine
Auffassung damit, dass anderenfalls die Fahrtkosten die LeistungsfÃ¤higkeit der
Versicherten Ã¼bersteigen kÃ¶nnten, was im konkreten Fall bereits bei 200,00 EUR
je Fahrt und 4 Fahrten im Jahr anzunehmen sei. Die Frage der hohen
Behandlungsfrequenz lÃ¤sst sich nach Auffassung der Kammer jedoch nicht
vorrangig mit der finanziellen Belastung fÃ¼r die Versicherten beantworten. Eine
soziale Notlage allein rechtfertigt nicht die Ã�bernahme der Fahrtkosten durch die
Krankenkasse. Denn hierbei handelt es sich mangels krankheits- bzw.
behandlungsspezifischen Bezugs nicht um ein Risiko fÃ¼r das die Gesetzliche
Krankenversicherung aufzukommen hat (Sozialgericht Dresden, Urteil vom
21.07.2006, Az.: S 18 KR 576/05, zit. nach juris). Vielmehr sind hier ggf. die
SozialhilfetrÃ¤ger oder LeistungstrÃ¤ger nach dem SGB II gefordert. Nach der
vorstehenden Auslegung liegt sowohl nach dem Wortsinn als auch nach dem Sinn-
und Zweck der Regelung in Â§ 8 Abs. 2 KrTrRL eine hohe Behandlungsfrequenz
durch die quartalsweisen Kontrolluntersuchungen der KlÃ¤gerin im
UniversitÃ¤tsklinikum nicht vor. a) Eine Fahrt zur ambulanten Kontrolluntersuchung
hÃ¤tte durch die Beklagte auch nicht nach Â§ 60 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 SGB V i. V. m. 
Â§ 115a Abs. 2 Satz 4 SGB V bewilligt werden mÃ¼ssen. Â§ 60 Abs. 2 Satz 1 SGB V
regelt abschlieÃ�end privilegierte TatbestÃ¤nde, die zu einer Kostentragung durch
die Krankenkassen fÃ¼hren. Vorliegend ist bereits fraglich, ob mit der Verweisung
auf "Behandlungen nach Â§ 115a" Kontrolluntersuchungen nach
Organtransplantationen (Â§ 9 Abs. 1 Transplantationsgesetz) Ã¼berhaupt erfasst
werden. HierfÃ¼r spricht die ausdrÃ¼ckliche ErwÃ¤hnung der
Kontrolluntersuchungen in Â§ 115a Abs. 2 Satz 4 SGB V. Diese schlieÃ�en sich an
eine nachstationÃ¤re Behandlung an, sind selbst also keine nachstationÃ¤re
Behandlung. Allerdings verweist Â§ 60 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 SGB V nicht auf
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nachstationÃ¤re Behandlungen, sondern vielmehr nur auf Behandlungen nach Â§
115a SGB V. Nach Auffassung der Kammer scheidet fÃ¼r Kontrolluntersuchungen
nach Organtransplantationen die Anwendung des Â§ 60 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 SGB V
aber aus, da keine "an sich gebotene vollstationÃ¤re oder teilstationÃ¤re
Krankenhausbehandlung (Â§ 39) vermieden oder verkÃ¼rzt wird oder diese nicht
ausfÃ¼hrbar ist, wie bei einer stationÃ¤ren Krankenhausbehandlung" â�� Wortlaut
des Â§Â§ 60 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 SGB V. Durch die EinfÃ¼hrung der vor- und
nachstationÃ¤ren Behandlung als Krankenhausleistung sol-len vollstationÃ¤re
Krankenhausbehandlung insgesamt verringert werden, um den Bedarf an
Krankenhausbehandlungen mit gleichzeitiger Unterkunft und Verpflegung dadurch
zu redu-ziert und ein Bettenabbau im Krankenhaus zu ermÃ¶glichen (FraktE-GSG
1993 BT-Drucks 12/3608, Seite 102). Dem Kostenersparnis auf Seiten der
Krankenkassen durch die nachstationÃ¤re Behandlung soll jedoch kein finanzieller
Nachteil der Versicherten folgen, daher tragen die Krankenkassen die Fahrtkosten
nach Â§ 60 Abs. 2 Nr. 4 SGB V. Durch die Inbezugnahme des Â§ 39 SGB V wird
durch den Gesetzgeber aber klargestellt, dass Versicherte nur dann einen Anspruch
auf FahrtkostenÃ¼bernahme haben, wenn ohne die nachstationÃ¤re
Krankenhausbehandlung eine vollstationÃ¤re Aufnahme in einem zugelassenen
Krankenhaus erforderlich wÃ¤re um das Behandlungsziel zu erreichen. Im
vorliegenden Fall von Kontrolluntersuchungen geht es jedoch gerade nicht um die
Vermeidung einer Krankenhausbehandlung im Sinne des Â§ 39 Abs. 1 Satz 2 SGB V.
Die Kontrolluntersuchungen dienen vielmehr der wissenschaftlichen Begleitung und
UnterstÃ¼tzung der wei-teren Krankenbehandlung oder MaÃ�nahmen der
QualitÃ¤tssicherung (Â§ 115a Abs. 2 Satz 4 SGB V). Die Kontrolluntersuchung ist
daher keine Krankenbehandlung und keine Krankenhausbehandlung, so dass eine
stationÃ¤re Aufnahme gar nicht mÃ¶glich wÃ¤re. Die DurchfÃ¼hrung von
Behandlungen bleibt auch bei Organtransplantationen nach Beendigung der nach-
stationÃ¤ren Behandlung den niedergelassenen Ã�rzten Vorbehalten (vgl.
Krauskopf, Soziale Krankenversicherung Pflegeversicherung, Loseblatt-Kommentar,
SGB V, Â§ 115a, Rn. 8). Gegebenenfalls kann bei BehandlungsbedÃ¼rftigkeit eine
Einweisung in das Krankenhaus durch den behandelnden Arzt erfolgen. Soweit die
KlÃ¤gerin auf den Vermerk von Dr. vom 25.07.2007 auf der bereits ausgestellten
Ã¤rztlichen Verordnung verweist ("ambulante Behandlung zur Vermeidung eines
stationÃ¤ren Aufenthaltes"), ist dem letztlich entgegenzuhalten, dass eine
stationÃ¤re Aufnahme zur Kontrolluntersuchung allein aus der Ablehnung der
FahrtkostenÃ¼bernahme nicht folgen kann. Kontrolluntersuchungen werden
vielmehr grundsÃ¤tzlich ambulant durchgefÃ¼hrt, so dass eine stationÃ¤re
Krankenhausbehandlung nicht vermieden wird. Soweit eine
FahrtkostenÃ¼bernahme fÃ¼r Kontrolluntersuchungen im Sinne des Â§ 115a Abs. 2
Satz 4 SGB V tatsÃ¤chlich durch den Gesetzgeber gewollt war, hÃ¤tte es einer
ausdrÃ¼cklichen Regelung bedurft, dass insoweit auf die Vermeidung der
KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit nach Â§ 39 SGB V nicht abzustellen ist. Die
Kammer geht nicht davon aus, dass der Gesetzgeber bei der EinfÃ¼gung der
Kontrolluntersuchung nach Organtransplantation in Â§ 115a Abs. 2 SGB V eine
Anpassung des Â§ 60 Abs. 2 Nr. 4 SGB V "vergessen" hat bzw. hier eine durch
Auslegung zu schlieÃ�ende GesetzeslÃ¼cke vorliegt. Die bei der KlÃ¤gerin
quartalsweise durchzufÃ¼hrenden Kontrolluntersuchungen nach der 1994
durchgefÃ¼hrten Nierentransplantation werden damit von der Regelung des Â§ 60
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Abs. 2 Nr. 4 SGB V nicht erfasst, da sie nicht mit nachstationÃ¤ren Behandlungen
vergleichbar sind, bei denen eine anderenfalls erforderliche stationÃ¤re Aufnahme
ins Krankenhaus vermieden wird. 2. Die Berufung ist nach Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr.
1 SGG nicht von Gesetz wegen zugelassen. Aufgrund der BeschrÃ¤nkung der Klage
auf die Fahrt zur Kontrolluntersuchung am 14.04.2005 (Fahrtkosten 129,50 EUR)
wird der Beschwerdewert von 500,00 EUR nicht Ã¼berschritten. Die Berufung war
jedoch nach Â§ 144 Abs. 2 Nr. 1 SGG zuzulassen. Die Auslegung des Begriffes "hohe
Behandlungsfrequenz" ist hÃ¶chstrichterlich bisher nicht abschlieÃ�end
entschieden und von grundsÃ¤tzlicher Bedeutung (vgl. auch Revisionszulassung des
Landessozialgericht Rheinland-Pfalz im Urteil vom 17.08.2006, Az.: L 5 KR 65/06, zit.
nach juris). Glei-ches gilt fÃ¼r die Auslegung der Verweisung in Â§ 60 Abs. 2 Satz 1
Nr. 4 SGB V auf Â§ 115a SGB V im Hinblick auf Kontrolluntersuchungen nach
Organtransplantationen. 3. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 Satz 1
SGG und folgt der Entscheidung in der Hauptsache.

Erstellt am: 15.05.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               9 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/60.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%205%20KR%2065/06
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/60.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/60.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/115a.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

